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Stand: 10.06.2019 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

Bei Geburten in Krankenhäusern und sonstigen Einrichtungen, in denen Geburtshilfe geleistet wird, ist
der Träger der Einrichtung zur Anzeige verpflichtet. Das Gleiche gilt für Geburten in Einrichtungen, die
der Unterbringung psychisch Kranker dienen, in Einrichtungen der Träger der Jugendhilfe sowie in
Anstalten, in denen eine Freiheitsstrafe, ein Jugendarrest oder eine freiheitsentziehende Maßregel der
Besserung und Sicherung vollzogen wird. Die Anzeigeberechtigung der in § 19 genannten Personen und
ihre Auskunftspflicht zu Angaben, die der nach Satz 1 oder 2 zur Anzeige Verpflichtete nicht machen
kann, bleiben hiervon unberührt.
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